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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Die Einführung eines konstruktiven Referendums sei bereits zuvor zweimal Thema
gewesen, versuchte Cédric Wermuth (sp, AG) in der Sommersession 2021 im
Nationalrat Werbung für seine parlamentarische Initiative zu machen. 1992 hatte die SP
die Idee im Rahmen der EWR-Diskussionen ins Spiel gebracht und 1995 hatten die
Sozialdemokraten im Rahmen der Debatte um die 10. AHV-Revision gar eine Initiative
für ein «Referendum mit Gegenvorschlag» lanciert, die 2000 an der Urne abgelehnt
worden war. Auch aktuell hätte dieses Instrument das Potenzial, Blockaden zu lösen,
führte der Aargauer Sozialdemokrat aus. So sei etwa bei der Abstimmung über die E-ID
allen klar gewesen, dass es eine elektronische Identität brauche. Hätte neben dem mit
einem Referendum bekämpften Vorschlag ein konstruktives Referendum vorgelegen,
mit dem etwa eine vom Staat organisierte E-ID gefordert worden wäre, so hätte ein
Zeitverlust bei der notwendigen Einführung vermieden werden können. Das
konstruktive Referendum sei darüber hinaus «der logische kleine Bruder des
Gegenvorschlags des parlamentarischen Rechts und damit die Vollendung der direkten
Demokratie» – so Wermuth. Beat Walti (fdp, ZH) wendete ein, dass dieses Instrument
im Kanton Zürich zu grosser Verwirrung geführt habe – bei einer Abstimmung über die
Spitalfinanzierung seien vier konstruktive Referenden zur Abstimmung gestanden, die
«dreissig oder mehr Antwortvarianten» zugelassen hätten. Es sei deshalb wieder
abgeschafft worden. Wermuth wiederum konterte mit einem Zitat aus dem Kanton
Bern, der das Instrument in Form eines Volksvorschlags kennt: Der Vizepräsident der
damaligen Berner Verfassungskommission habe bei der Einführung des Volksvorschlags
gesagt, «wer den Schweizerinnen und Schweizern nicht zumute, die Komplexität des
konstruktiven Referendums zu verstehen, unterschätze, dass diese Menschen jeden Tag
beim Jassen schwierigere strategische Entscheidungen als beim konstruktiven
Referendum fällen würden». Michaël Buffat (svp, VD) und Samira Marti (sp, BL) setzten
sich in der Folge im Namen der SPK-NR, die sich mit einer 14 zu 10-Stimmen-Mehrheit
für Folgegeben ausgesprochen hatte, ebenfalls für das Anliegen ein. Meinungen
könnten von den Stimmenden differenzierter eingebracht werden und die
Interpretation eines Abstimmungsresultates sei dank Varianten einfacher,
argumentierten sie. Zudem könnten Referendumskomitees mit diesem «Gewinn für das
direkt-demokratische Instrumentarium» stärker in die Entscheidunsgsfindung
einbezogen werden, fasste Samira Marti die Kommissionsmeinung zusammen. Trotz
aller befürwortender Voten setzte sich allerdings die starke bürgerliche
Kommissionsminderheit durch, die sich nicht zu Wort gemeldet hatte: Mit 109 zu 82
Stimmen entschied sich die Mehrheit der grossen Kammer, der Initiative keine Folge zu
geben. Die geschlossen stimmenden Fraktionen von SVP, FDP und Mitte standen den
ebenfalls geschlossenen Fraktionen von SP, GLP und GP gegenüber. 1
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Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Wie angekündigt begann die SP kurze Zeit nach der parlamentarischen Schlussberatung
mit der Unterschriftensammlung für das Referendum gegen die Erhöhung des
Kinderabzugs. Die Partei wehrte sich dagegen, dass zukünftig CHF 10'000 statt wie
bisher CHF 6'500 pro Kind von den Steuern abgezogen werden können. Von diesem
«Reichenbonus» würden Alleinerziehende respektive Eltern mit zwei Kindern erst ab
einem Jahreseinkommen von CHF 100'000 respektive CHF 120'000 profitieren, den
Maximalbetrag erreiche man erst ab CHF 200'000 respektive 300'000, betonten
Exponentinnen und Exponenten der Partei. Bei einem Jahreseinkommen von CHF
100'000 zahle man jährlich CHF 90 bis 210 weniger Steuern, bei einem Einkommen von
CHF 150'000 CHF 168 bis 490 weniger und ab einem Einkommen von CHF 200'000 CHF
910. So kämen entsprechend 70 Prozent der Entlastung den 15 Prozent der Familien mit
den höchsten Einkommen zu Gute. «Die, die jetzt entlastet werden, merken nicht
einmal, dass sie entlastet werden», kritisierte etwa Anita Fetz (sp, BS) die Massnahme.
Stattdessen könnten für dieselben Kosten von CHF 350 Mio. die Prämienverbilligungen
um über 10 Prozent aufgestockt werden. Dieser Kritik hatte Finanzminister Maurer in
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der Parlamentsdebatte beigepflichtet: 85 Prozent aller Familien würden kaum oder gar
nicht von der Änderung profitieren. «Das ist eine Steuerentlastung für höhere
Einkommen. Das kann man wollen, aber dann darf man das nicht als Familienvorlage
verkaufen», betonte er. Diese Kritik liess Beat Walti (fdp, ZH) gegenüber der NZZ nicht
gelten: Zwar profitierten die Familien von Gutverdienenden von dieser Änderung, sie
bezahlten aber auch den Grossteil der Steuern – 44 Prozent der Familien mit Kindern
bezahlen keine Bundessteuer – und trügen dadurch eine erhebliche Abgabenlast mit
einer Grenzbelastung gegen 50 Prozent. Wenn man schon die Progression nicht ändern
könne, müsse man halt die Abzüge erhöhen. 
Mit dem Hauptargument des «Reichenbonus» machte sich die SP Schweiz zusammen
mit den Grünen an die Unterschriftensammlung. Unterstützt wurden sie gemäss Medien
ab Ende November von einem liberalen Nein-Komitee – hauptsächlich bestehend aus
Mitgliedern der GLP und einzelnen Jungfreisinnigen. Dieses kritisierte die Erhöhung des
Kinderabzugs als «Herdprämie» oder als «Konkubinatsstrafe». Ursprünglich habe die
Vorlage dazu gedient, die Arbeitsanreize für gutverdienende Frauen zu erhöhen.
Dadurch dass nun die Kinderabzüge aber für alle Familien erhöht würden, würden die
Arbeitsanreize von Frauen mit mehreren Kindern verringert, kritisierte etwa Kathrin
Bertschy (glp, BE) die Änderung. Durch die Unterstützung von Einverdiener-Haushalten
– neben anderen Haushaltsformen – würde auch ein konservatives Familienbild
gestärkt. Unterstützung erhielten die Referendumsführenden dabei auch von Avenir
Suisse. Deren Forschungsleiter Marco Salvi betonte gegenüber der Presse, dass ein
Zielkonflikt zwischen finanzieller Entlastung der Familien und Verbesserung der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf bestehe und diese Vorlage nur wenig zur Stärkung
der Vereinbarkeit beitrage – und allenfalls sogar kontraproduktiv sei. Die Experten der
Steuerverwaltung erwarteten gemäss Medien aufgrund sich gegenseitig aufhebender
Effekte auch «keinen nennenswerten Einfluss» auf die Arbeitsanreize von
Zweitverdienenden.
Zwar zeigten sich auch die Kantone nicht erfreut über die Vorlage, zumal sie diese CHF
70 Mio. pro Jahr kosten würde, ohne dass sie zuvor in einer Vernehmlassung die
Möglichkeit gehabt hätten, ihre Meinung zu der Erhöhung der Kinderabzüge kundzutun.
Dennoch wollten sie sich nicht an einem Referendum beteiligen. 

Am 14. Januar 2020 reichte die SP nach eigenen Angaben 60'000 beglaubigte
Unterschriften ein, was die NZZ als «Machtdemonstration» der Partei verstand, die
«scheinbar mühelos» ein Referendum zustandegebracht habe. Parteipräsiedent Levrat
(sp, FR) betonte denn auch gegenüber dem Blick, dass man das Referendum aus
eigener Kraft zustande gebracht habe. Ende Januar bestätigte die Bundeskanzlei das
Zustandekommen des Referendums mit 53'088 gültigen Unterschriften. 2

1) AB NR, 2021 S. 1147 f.
2) BBl 2020, S. 975 f.; TG, 25.9.19; NZZ, TA, 27.9.19; APZ, 3.10.19; LT, 7.10.19; NZZ, TA, 8.10.19; TA, 9.10.19; Blick, 17.10.19; NZZ,
23.11.19; Blick, 19.12.19; AZ, NZZ, TA, 15.1.20; TA, 17.2.20
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